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MIT-Forderung an die neue Bundesregierung 

Massiver Bürokratieabbau muss ins 100-Tage-Programm 

 

Die Mittelstands- und Wirtschaftsunion (MIT) fordert konkrete Schritte zum Bürokratieabbau für die 
ersten 100 Tage der neuen Regierung. Auf der Klausurtagung des MIT-Bundesvorstands in Nauen 

fordert der Wirtschaftsflügel von CDU und CSU ein „Entfesselungspaket für die Wirtschaft“. 

Deutschland sei „satt und behäbig“, deshalb müsse man „die Kräfte der Sozialen Marktwirtschaft 

neu entfesseln.“ MIT-Chef Carsten Linnemann appelliert an den Unions-Kanzlerkandidaten Armin 
Laschet, die Forderungen in sein 100-Tage-Programm, das er demnächst präsentieren wolle, aufzu-

nehmen. Linnemann: „Wir brauchen eine Mentalität des Machens. Die Unternehmen müssen nach 

der Corona-Krise endlich aufatmen können und brauchen ganz schnell Freiräume, damit wir einen 

kräftigen Aufschwung bekommen.“ Der Aufschwung sei wichtig, um die Modernisierung Deutsch-
lands, die Herausforderungen des Klimaschutzes und die soziale Sicherheit überhaupt finanzieren 

zu können, so der CDU-Politiker. 

 

Die MIT fordert unter anderem eine Freistellung von Gründern von zahlreichen gesetzlichen Aufla-
gen in den ersten zwei Jahren nach der Betriebsgründung. Die Bürokratiebremse „one-in-one-out“, 

nach der für jede neue bürokratische Auflage eine bisherige gestrichen werden muss, müsse ver-

schärft werden zu einem „one-in-two-out“, so dass pro neuem Gesetz zwei alte abgeschafft werden 

müssen. Außerdem müsse sich diese Regelung künftig auch auf die Umsetzung von EU-Gesetzen 

beziehen, die auch zusätzlichen Bürokratie bedeuteten. 
 

Im Arbeitsrecht sollten die inzwischen etablierten Homeoffice-Modelle erleichtert werden, indem 

nicht mehr eine tägliche Höchstarbeitszeit vorgeschrieben werde, sondern nur noch eine wöchent-

liche. Dies biete „mehr Flexibilität für Familie und Beruf“, so die MIT. Auch sollte der Arbeitnehmer 
auf eigenen Wunsch die Ruhezeiten in der Heimarbeit unterbrechen dürfen, zum Beispiel, um 

abends noch eine E-Mail beantworten zu dürfen, sofern es den Gesundheitsschutz nicht beeinträch-

tige. 

 
Außerdem fordert die MIT Dokumentationspflichten in Zusammenhang mit dem Mindestlohn zu 

lockern, zum Beispiel bei Minijobs, deren Arbeitszeiten vertraglich geregelt sind. Auch sollten Prak-

tika in den ersten drei Monaten generell mindestlohnfrei sein. 

 
Die Mittelstands- und Wirtschaftsunion (MIT) – vormals Mittelstands- und Wirtschaftsvereinigung der 

CDU/CSU – ist mit rund 25.000 Mitgliedern der größte parteipolitische Wirtschaftsverband in Deutsch-

land. Die MIT setzt sich für die Prinzipien der Sozialen Marktwirtschaft und für mehr wirtschaftliche 

Vernunft in der Politik ein. 
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